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Rülke: FDP will mit Bürgerbeteiligung auf Landkreisebene Lücke bei
direkter Demokratie schließen

In der heutigen Landespressekonferenz stellte der Vorsitzende der FDP/DVP Fraktion, Dr. Hans-
Ulrich Rülke, den Gesetzentwurf der Fraktion zur Einführung von Elementen direkter Demokratie auf
Landkreisebene vor.

„Die repräsentative Demokratie mit ihren Parlamenten auf Bundes-, Landes- und auf kommunaler
Ebene ist für uns der wichtigste Pfeiler unserer demokratischen Grundordnung. Daneben aber stehen
Elemente direkter Demokratie einer lebendigen Bürgergesellschaft gut an“, so Rülke zur
grundsätzlichen Einordung direktdemokratischer Möglichkeiten. Getreu dieser Überzeugung habe sich
die FDP in Baden-Württemberg seit Jahren für eine Stärkung direktdemokratischer
Beteiligungsmöglichkeiten eingesetzt. In der früheren interfraktionellen Arbeitsgruppe des Landtags
zur Bürgerbeteiligung konnten sich die Vorschläge der FDP zur Bürgerbeteiligung auf kommunaler
Ebene als ausgewogener Kompromiss zwischen der Ablehnung der Bürgerbeteiligung durch die CDU
und den überspitzten Forderungen der Grünen durchsetzen, stellt Rülke fest. „Nachdem es auf
kommunaler Ebene und landesweit Elemente direkter Demokratie gibt, fehlt diese Möglichkeit weiter
auf Ebene der Landkreise.“, erklärt Rülke, „Diese Lücke wollen wir durch unseren Gesetzentwurf
schließen. Mit der Bürgerbeteiligung auf Kreisebene wird zugleich eine Ungleichbehandlung der
Bürger beendet. Die Einwohner der kreisfreien Städte Baden-Württembergs können durch die in der
Gemeindeordnung geregelten Instrumente des Einwohnerantrags, Bürgerbegehrens und
Bürgerentscheids schon heute in einer Weise Einfluss auf politische Sachfragen nehmen, die den
Bürgern der Landkreisebene fehlt.“

Schon im Landtagswahlprogramm 2016 habe die FDP die Einführung der Bürgerbeteiligung auf
Landkreisebene gefordert. Die Fraktion habe dann aber einen eigenen Gesetzentwurf zurückgestellt,
um den Volksantrag zur Einführung der Bürgerbeteiligung auf Landkreisebene des Vereins Mehr
Demokratie e.V. nicht zu behindern. „Wir schätzen das Engagement von Mehr Demokratie und
unterstützten die Idee des Volksantrags. Mit unserem Gesetzentwurf hätten wir genau dieses
Engagement torpediert.“ Jetzt aber habe sich nach den Worten Rülkes mit der Einstellung der
Unterschriftensammlung durch den Verein Mehr Demokratie die Situation geändert. „Es gibt für uns
keinen Grund mehr, nicht wieder aktiv zu werden und einen Gesetzentwurf vorzulegen. Die von Mehr
Demokratie gesammelten 10.000 Unterschriften werten wir als Unterstützung, die auch unseren
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politischen Mitbewerbern zeigt, dass es einen Bedarf für die Bürgerbeteiligung auf Landkreisebene
gibt. Als Zeichen unserer Wertschätzung für den Verein Mehr Demokratie und um den Fraktionen im
Landtag die Zustimmung zu erleichtern, haben wir Teile des Gesetzentwurfs von Mehr Demokratie
übernommen.“ Kritiker der Bürgerbeteiligung auf Landkreisebene sollten nach Ansicht Rülkes
berücksichtigen, dass in Baden-Württemberg mit dem Gesetzentwurf nachgeholt werde, was in allen
anderen Bundesländern mit Ausnahme Hessens bereits gelte. Man könne nicht ernsthaft behaupten,
so Rülke, dass die Landkreise außerhalb unseres Landes aufgrund der Bürgerbeteiligung
arbeitsunfähig seien: „Im Gegenteil: die Mitsprache der Bürger bei Themen wie dem öffentlichen
Nahverkehr, der Abfallwirtschaft, der Wirtschaftsförderung oder der Instandhaltung der Kreisstraßen
kann die Identifizierung der Bürger mit ihrem Kreis verbessern und befriedend wirken.“

Der Blick auf die konkreten Regelungen des Gesetzentwurfs zeige nach Aussagen Rülkes, wie
ausgewogen die Freien Demokraten im Landtag das Thema Bürgerbeteiligung angingen. Da es eine
Tatsache sei, dass die Abstimmungsbeteiligung bei Bürgerentscheiden in der Tendenz umso niedriger
ausfalle, je höher die Einwohnerzahl des Abstimmungsgebiets ist, müsse man die Höhe des Quorums
nach der Einwohnerzahl staffeln. Der Gesetzentwurf sieht eine Regelung vor, wonach für Landkreise
mit bis zu 150.000 Einwohnern eine Mehrheit und Zustimmung von mindestens 12% der
Wahlberechtigten, für Landkreise mit über 150.000 Einwohnern Mehrheit und Zustimmung von
mindestens 10% der Wahlberechtigten verlangt werde. „Im übrigen“, so Rülke, „erfolge die
Ausgestaltung von Bürgerbegehren, Bürgerentscheid und der Einwohneranträge weitgehend analog
zur geltenden Gemeindeordnung.“

Auch zum weiteren Verfahren äußerte sich Rülke. „Wir bringen den Gesetzentwurf jetzt ein und
werden eine Anhörung beantragen, damit alle Fraktionen die Chance und genügend Zeit haben, zu
einem fundierten Urteil zu kommen. Von der SPD erwarten wir die Zustimmung zum Gesetzentwurf.
Ebenso von den Grünen, die sich hier – mal anders als in Sachen Polizeireform – nicht zum Schaden
des Landes gegen die CDU durchsetzen sollten.“

Gesetzentwurf zur Einführung von Einwohneranträgen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden in
Landkreisen.

https://fdp-landtag-bw.de/wp-content/uploads/2019/03/Gesetzentwurf-zur-Einführung-von-Einwohneranträgen-end..docx
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